
Ansteigende Trendkurven weisen die Verkehrs- und 
Arbeitsschutzdelikte auf, bei denen ein beträchtlicher 
Teil der Fahrlässigkeitskriminalität, insbesondere der 
Hauptteil der besonders schweren fahrlässigen Ver­
gehen, konzentriert ist. Zumindest für Verkehrsdelikte 
ist eine Verzögerung der Zunahme auszumachen (Ab­
bildung 5).

Abbildung 4
Vorsätzliche Körperverletzungen 1957 bis 1967 
(Häufigkeitsziffern)

Abbildung 5
Verkehrsdelikte 1957 bis 1967 (Häufigkeitsziffern)

Das Resümee: Deutliche Fortschritte wurden bei der 
Bekämpfung vorsätzlicher Vergehen, wie sie jetzt durch 
§ 1 Abs. 2 des neuen StGB beschrieben werden, er­
zielt. Das ist derjenige Bereich der Vorsatzkrimina­
lität, demgegenüber vermittels der Strafen ohne Frei­
heitsentzug und ihrer gesellschaftswirksamen Ausge­
staltung sowie namentlich der gesellschaftlichen Ge­
richte im besonderen Maße neue gesellschaftliche Po­
tenzen erschlossen, geweckt und systematisch weiter-

Tabeile 3: Ausgewählte Angaben über die Mitwirkung 
von Bürgern an der Strafrechtspflege
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gerichtliche Strafsachen, 
in denen mitwirkten

Vertreter
gesellschaft­

licher
Kollektive

gesellschaft­
liche

An- Ver­
kläger teidiger

1963 23 385 617 1 635 763
1964 27 888 3 794 36 550 5 589 2 492
1965 28 050 3 231 35 786 5 368 2 788
1966 31 444 2 764 39 903 8 487 3 146
1967 30 982 2 911 39 127 8 147 2 550

entwickelt worden sind. Über die Gesamtentwicklung 
auf diesem Gebiet informiert die Tabelle 3.
Obwohl, die Möglichkeiten und Reserven für die Mit­
wirkung der Bürger an der Strafrechtspflege in quali­
tativer Hinsicht gewiß noch nicht ausgeschöpft und 
weiterhin überaus entwicklungs- und ausbaufähig 
sind, ist die Verbreiterung dieser Praxis nach dem 
Rechtspflegeerlaß augenfällig.
Die meisten schweren, gesellschaftsgefährlichen Straf­
taten, die durch § 1 Abs. 3 des neuen StGB beschrieben 
werden, tendieren nicht zur Abnahme. Allerdings ist 
auch eine zunehmende Tendenz nicht erkennbar. Diese 
Erkenntnis lag ebenfalls bereits den Arbeiten zum 
neuen Strafrecht zugrunde. Eine Konsequenz waren 
beispielsweise die Bestimmungen, mit denen eine bes­
sere Wiedereingliederung Bestrafter bezweckt wird 
(§§ 46 fl., 238 StGB). Eine wesentliche Unterstützung 
wird der gesellschaftliche Einfluß durch staatliche Kon- 
trollmaßnahmen gegenüber Tätern bestimmter Ver­
brechen erfahren (§ 48 StGB). Es sollte von vornherein 
Klarheit darüber geschaffen werden, daß auch diese 
Regelung keine Wunder bewirken wird. Sie wird ins­
besondere als eine Art Allheilmittel völlig untauglich 
sein. Ihr Zweck ist die Sicherstellung und Unterstüt­
zung der Wiedereingliederung, die aber, was ihren 
erzieherischen Inhalt angeht, hauptsächlich konstruk­
tiver Entwicklungen bedarf. Dazu ist vor allem ihr 
besserer Einbau in unser System der allgemeinen und 
beruflichen Qualifizierung und Weiterbildung sowie 
des kulturell-geistigen Lebens nötig. Wo es zugelassen 
wird, daß in den in Betracht kommenden Fällen die 
administrative Seite der Wiedereingliederung zum al­
leinigen Inhalt wird, kann das eigentliche Ziel — Be­
dingungen zu schaffen, damit der Kreislauf von Straf­
tat zu Straftat durchbrochen wird — nicht erreicht 
werden (vgl. Tabelle 4 und Abbildung 6). Unter Um­
ständen könnten daraus nur noch kompliziertere Pro­
bleme erwachsen, zumal es sich künftig schon dann um 
eine erneute Straftat handeln wird, wenn sich der Ver­
urteilte einer festgelegten Erziehungs- und Kontroll- 
maßnahme böswillig entzieht (§ 238 StGB).
Tabelle 4

jährlich festgestellte Täter, die zusammen

wegen Straftaten 
bereits vor gesell-

gerichtlich vor- schaftlichen Or-
Jahr bestraft waren ganen der Rechts-

pflege gestanden
haben

Prozent Prozent Prozent
absolut von allen absolut /on allen absolut von allen

Tätern Tätern Tätern

1964 18 433 20,0 2 127 2,3 20 560 22,3
1965 14 811 17,9 1 867 2,2 16 678 20,1
1966 15 457 17,0 1 663 1,8 17 120 18,8
1967 15 195 16,6 1 412 1,5 16 607 18,1

Abbildung 6
Täter, die dreimal und öfter vorbestraft waren

empirische Kurve 

Trend
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